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A rm in  G utow ski

Bunter Katalog

Wenn die Wirtschaftsmisere 
schon so weit gediehen ist wie 

gegenwärtig bei uns, bietet eine 
neue Regierung, die nicht an die 
Prinzipien und Handlungsverspre­
chen ihrer Vorgängerin gebunden 
ist, stets eine Chance, einen ande­
ren Weg zu beschreiten, der endlich 
wieder Erfolg verspricht. Die Regie­
rungserklärung vom 13. Oktober 
läßt kaum erkennen, ob diese 
Chance tatsächlich ergriffen wird.

Es fällt gewiß nicht leicht, schon 
wenige Tage nach dem Wechsel an 
der neuen Regierung Kritik zu üben, 
wenn man die Finanz-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik aus der Zeit davor 
für gescheitert hält. Doch eine 
Schonfrist ist aus zwei Gründen un­
angebracht:

Erstens, die neue Regierung hat­
te Zeit genug, sich auf den Wechsel 
vorzubereiten, der schließlich nicht 
aus heiterem Himmel kam.

Zweitens, sie wird sich im März 
schon wieder zur Disposition stel­
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len; so bleibt nicht viel Zeit, doch 
noch deutlich zu machen, ob der 
Wechsel auch tatsächlich die ange­
kündigte Wende bedeutet.

Was man besonders vermißt, 
sind die Grundlinien eines mittelfri 
stigen Konzepts für die Wirt 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
Statt dessen enthält die Regie 
rungserklärung viele Gemeinplätze 
Dort wo konkrete Absichten aufge 
zählt werden, ist Altbekanntes zu 
treffen: Neben den privaten sollen 
auch öffentliche Investitionen ange­
regt werden. Doch muß tatsächlich 
vor allem das Verkehrsnetz noch 
weiter ausgebaut, müssen noch 
mehr Krankenhäuser und Hoch­
schulen gebaut werden, wo es doch 
darum geht, neue Einkommen aus 
produktiven Investitionen zu schaf­
fen, und nicht darum, die bisher er­
zielbaren Einkommen noch stärker 
zu belasten? Alles, was teils gut, 
teils nicht gut, gewiß aber teuer ist, 
findet sich wieder; Die Förderung 
von Innovationen, von Existenz­
gründungen, die Priorität der heimi­
schen Steinkohle, der Beistand für 
die Stahl-, die Subventionierung der 
Luft- und Raumfahrtindustrie, die 
Förderung des sozialen Wohnungs­
baus und der Stadtsanierung. Wie 
verträgt sich dies alles mit dem Be­
kenntnis zum Vorrang der Privatini­
tiative? Wie soll das alles bezahlt 
und gleichzeitig das strukturelle 
Staatsdefizit konsolidiert werden?

Auch das Sofortprogramm verrät 
kein Konzept. Es ist ein bunter Kata­
log aus hilfreichen, aber auch unsin­
nigen und schädlichen Maßnah­
men.

Die unverzinsliche Zwangsanlei­
he ist eine wenig überzeugende Lö­
sung, mit der das Wiederaufleben 
des früher so heftig bekämpften 
Vorschlags einer Ergänzungsabga­
be zur Einkommensteuer offenbar 
kaschiert werden soll. Schädlich 
wird sie, soweit ihr Aufkommen 
nicht zur Förderung produktiver pri­
vater Investitionen verwendet wird, 
sondern in den sozialen Wohnungs­

bau fließt. Denn worunter wir leiden, 
ist die Knappheit an rentablen Ar­
beitsplätzen und nicht die Knapp­
heit an Wohnungen. Übernachfrage 
auf dem Wohnungsmarkt besteht 
nur für Wohnungen, die unter dem 
Marktpreis angeboten werden. 
Schädlich ist aus dem gleichen 
Grunde auch der vorgesehene 
Schuldzinsenabzug beim Neubau 
von Eigenheimen, der zudem noch 
die Ansparer und Althauskäufer dis­
kriminiert.

Sicher geht es der Bauwirtschaft 
schlecht. Das beste Konjunkturpro­
gramm für die Bauwirtschaft wäre 
aber, Bedingungen zu schaffen, die 
eine allgemeine Senkung der Zin­
sen ermöglichen. Positiv -  auch für 
die Bauwirtschaft -  sind eine Reihe 
von Maßnahmen zur Liberalisie­
rung des Wohnungsmarktes, die al­
lerdings zügig vorangetrieben wer­
den müßten. D a s -je tz t erweiterte-  
Konzept der Staffelmiete hingegen 
war wegen des Zwanges zur Spe­
kulation für Mieter und Vermieter 
von Anfang an kein guter Ersatz für 
Vertragsfreiheit bei der Mietverein­
barung.

Eine Reihe von weiteren Maß­
nahmen ist hilfreich -  allen voran 
die Verschiebung der Anpassung 
von Renten und anderen Sozialein­
kommen. Sie gewährt allerdings nur 
eine Atempause, die für die Ausar­
beitung gründlicher Reformen ge­
nutzt werden muß.

Die Chancen der Regierung, im 
März ein neues Mandat zu erhalten, 
hängen nicht zuletzt davon ab, ob 
es ihr noch rechtzeitig gelingt, die 
Grundzüge eines überzeugenden 
mittelfristigen wirtschafts-, finanz- 
und sozialpolitischen Programms 
vorzuweisen, die die Prinzipien klar 
erkennen lassen, nach denen sie 
handeln wird. Nur dann kann sie auf 
die Einsicht der Bürger rechnen -  
die Einsicht, daß es um der Zukunft 
willen lohnt, einen langen und 
schmerzlichen Weg zu gehen, der 
mit einer erfolgversprechenden Po­
litik unvermeidlich verbunden ist.
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